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Wenn die Angaben des Angekl. zum konsunu· te 
den ak · d Vi'elmehr · t · B er n ntbllll '. ht ex t sm . is eme erechnung d 

Alkohot~d von Schätzungen unter Berücksichtigung der 
BA~ a atzes auch dann vorzune~men, wenn die Einlassu:s 
zwe1fe)sskl sowie gegebenenfalls die Bekundungen von Zeu g 
des p.ng_e e ·sichere Berechnungsg~~dlag~ ergeben, jedoch e1~~ 
zwaf ~ein zeitliche ~nd mengenmaßige Emgrenzung des Alko-
ungef~s ermöglichen (BGH, a. a. 0 . m. w. N.). 
boJkons . .. 1· h 

Die Berechnung_ emer mog ic en ~AK aufgrund 
b)inkmengen kann mdes ~ann unterbleiben, wenn die 

von Tr engenangaben so vage s~nd, dass auch unter Berück-
'{'rin~m n des Zweifelssatzes eme auch nur annähernd ver-
sicbt!gu !rmittlung des Blutalkoholgehalts nicht möglich ist 
tässhchtrt. v. 7. 11. 2018- 5 S_t~ 241/~~ ?ei juris; 25.10.2017, 
(BGHRR 2018 69). Denn bei emer volhg ungesicherten Tat-
NS~~basis k~n eine_r hierauf gründende~ Berechnung des 
sach lk holgehalts kem ausreiche~der lndizwert beigemes-
Bluta er~en. In einem solchen ~all nc~tet sich die Beurteilung 
sen ; huld nur nach psychodiagnostischen Kriterien (BGH 
der 26_ ll.1998, DAR 1999, 194; BayObLG, Beschlus~ 
(Jrt. 2· 2 2001, DAR 2001, 282 m. w. N.). vom · · 

c) Eine solche Ausna~me~onstellation lag hier vor. Nach 
Urteilsfeststellungen ist die Berufungskammer aufgrund 

den Angaben des Angekl. davon ausgegangen, dass dieser ge-
der·nsam mit einem Freund eine Flasche Jim Beam getrunken" 
mei Ab di 'h• habe. Bei derart vagen nga ~n, e sic msbesondere nicht 
dazu verhalten, welchen Anteil d~r Angekl. konsumiert hat, 
der bei lebensnaher Betrachtung ~nsbesondere mit Blick auf 
die von ihm geltend ge~ach~en Ermneru~g~lücken auch nicht 
inmal annäherungsweise emer Konkretisierung zugänglich 

~st hat die Berufungskammer o~ne . Rechtsfehler von einer 
B;rechnung der BAK mangels hinreichender Verlässlichkeit 
der Berechnungsgrundlagen abgesehen: Sow~it die Revision 
geltend macht, der Angekl. h_abe nach ,~emer Ei~lassung „min-
destens eine halbe Flasche Jim Beam konsumiert, handelt es 
sich insoweit um urteilsfremden Vortrag, mit dem sie im Rah-
men der Sachrüge nicht gehört werden kann. 

d) Die sorgfältigen Erwägungen des LG zum Ausschluss 
eines Zustands der Schuldunfähigkeit anhand der sich aufgrund 
der Hauptverhandlung ergebenden psychodiag!1ostischen Kri-
terien sind nicht zu beanstanden. Das LG hat im Rahmen der 
gebotenen Gesamtschau in den Blick genommen, dass der An-
gekl. trotz seiner Alkoholintoxikation und der angegebene~ 
Medikamenteneinnahme körperlich in der Lage ~ar, auf zwei 
geparkte Kfz zu steigen und wieder herunter zu spnngen. Es hat 
weiter darauf abgestellt, dass der Angekl. u~mitt~lbar nach der 
Tat von der Polizei aufgegriffen wurde und hierbei zwar alkoho-
lisiert gewirkt habe, dem Geschehen aber durchaus habe folgen 
können. Relevant ist in diesem Zusammenhang vor allem auch 
die Weigerung des Angekl., einen freiwilligen Atemalkoholtest 
durchzuführen, was dafür spricht, dass er situations~däquat un-
ter bewusster Inanspruchnahme eigener Rechte reagieren konn-
te, und auf ein noch ausreichend intaktes Denk- und Wahrneh-
mungsvermögen (vgl. zur Maßgeblichkeit dieses Kriteriums ~ur 
BGH, Beschluss vom 28. 7. 2020- 2 StR 229/20 bei juris) sc~ie-
ßen lässt. Schließlich hat das LG auch richtigerweise in_ seme 
~nyägungen einbezogen, dass der Angekl. sich an zummd~st 
emige Einzelheiten des Tatgeschehens und auch des anschhe-
ßenden Aufgriffs durch die Polizei erinnern konnte. 

3. Soweit das LG auch eine erheblich verminderte Steu-
e~ngsfähigkeit gemäß § 21 StGB unter Berufung_ au~ das 
Leistungsvermögen des Angekl. verneint hat, ist dies rndes 
rechtsfehlerhaft. · 

a) Die Berufungskammer hat hierbei außer Acht gelas-
s~n, dass gerade bei alkoholgewohnten Tätern, um den es 
sie~ bei dem Angekl. nach den Urteilsfeststellungen ha~d~lt 
(,,nicht alkoholungewohnt") trotz erheblicher Alkohol_~sie-
rung 2 · ' · ht ungewohn-lich . u~_ndest grobmotorige Handlunge~ mc un s-

Sind. Außeres Leistungsverhalten und mnere Steuer g 

fähi~keit können bei hoher Alkoholgewöhnung durc?aus weit 
a~sem~derfallen; bei Alkoholikern zeigt si~h oft _ei_ne d~ch 
,Ubu_ng erworbene erstaunliche Kompensatlonsfähigkeit im 
Bereich grobmotorischer Auffälligkeiten (BGH, Beschluss 
vom 23.1.2019 - 1 StR 448/18 bei juris m. w. N.). 

b) Allerdings beruht das Urteil nicht auf diesem Rechts-
fehler (§ 337 StPO). Denn mit zutreffenden Erwägungen hat 

Berufungsgericht hilfsweise darauf abgestellt, dass ~elb~t 
~i Annahme erheblich verminderter Steuerungsfähigkeit 

ei~e Strafr~hmenverschiebung nach§§ 21, 49 Abs. l StGB mit 
~-~ick auf die selbstverschuldete Trunkenheit nicht in Betracht 
~~e. Ungeac~tet dessen lag eine Strafrahmenverschiebung 

volhg fe_rn, weil der Angekl. vielfach, darunter auch wegen 
Aggressionshandlungen, vorbestraft ist und sich selbst durch 
mehrfachen Strafvollzug nicht von der Begehung der verfah-
rensgegenständlichen Taten abhalten ließ, sodass jedenfalls 
auch deswegen ausgeschlossen werden kann, dass das Urteil 
auf de~ fehlerh~ften Verneinung der Voraussetzungen einer 
erheblich vermmderten Steuerungsfähigkeit beruht. 
. 4. Der Rechtsfolgenausspruch hält auch im Übrigen recht-

licher Nachprüfung stand. Rechtsfehler zum Nachteil des An-
gekl. sind nicht vorhanden. Dass das LG zu Gunsten des An-
gekl. Strafrahmenverschiebungen wegen Wiedergutmachung 
der Schäden nach §§ 46a Nr. 2, 49 Abs. 1 StGB vorgenommen 
hat, obwohl die getroffenen Feststellungen nicht ausreichen, 
um von „erheblichen persönlichen Leistungen oder persönli-
chen Verzicht" infolge der Schadenswiedergutmachung, wie es 
§ 46a Nr. 2 StGB voraussetzt, ausgehen zu können, beschwert 
den Angekl. nicht. Gleiches gilt, soweit die verhängten Ein-
zelstrafen mit Blick auf die zahlreichen Vorahndungen des 
Angekl. derart milde sind, dass sie ihrer Funktion, gerechter 
Schuldausgleich zu sein, kaum mehr gerecht werden können. 

* 

§§ 73 Abs, 1, 74 Abs. 2 OWiG (Anforderungen an recht- 11 
zeitigen Eingang eines Entbindungsantrags nach § 73 Abs. 1 
OWiG - hier über beA) 

1. Bei Beantwortung der Frage, wann ein Entbindungs-
antrag noch als „rechtzeitig" gestellt anzusehen ist, 
verbietet sich jede schematische Lösung. 

2. Es ist zu prüfen, ob in dem jeweiligen Einzelfall - an-
gelehnt an den Zugang von Willenserklärungen im Zi-
vilrecht - unter gewöhnlichen Umständen bei üblichem 
Geschäftsgang und zumutbarer Sorgfalt das Gericht 
von ihm Kenntnis nehmen hätte nehmen können und 
ihn deshalb einer Bearbeitung hätte zuführen müssen. 

3. Wird, wie im vorliegenden Fall, der Antrag am Vor-
tag des Hauptverhandlungstermins, der auf 8:40 Uhr 
anberaumt ist, erst gegen 16:58 Uhr vom Verteidiger 
mittels elektronischen Anwaltspostfaches dem elek-
tronischen Gerichtspostfach - ohne Hinweis auf die 
Eilbedürftigkeit - zugeleitet, so kann auf Grund des 
Geschäftsgangs und der Arbeitszeitvorschriften nicht 
erwartet werden, dass der Antrag rechtzeitig vorgelegt 
wird. (Leitsätze der Redaktion) 

OLG Frankfurt a.M., Beschluss vom 20.10.2020 (1 Ss-OWi 1097/20) 
Sachverhalt: r. Das Reg/erungspr~sidium Sta~!l _hat mi!. Bußgeldbe~ch~id 

23 7 2019 wegen Uberschre1tens der zulass1gen Hochstgeschwm~g-
vo~ ß ·h lb geschlossener Ortschaften um 28 km/h gegen den Betr. eme 
~:f::u:! i~ Höhe von 140,-€ festgesetzt und ein Fahrverbot von einem 
Monat verhängt. 

· s ruch des Betr. hat das AG Frankfurt a. M. zur Hauptver-
Auf den Einf ~en 5 6 2020 um 8:40 Uhr anberaumt. Am 4.6.2020 stellte 
handlung_~~ r des ·B~tr per besonderem elektronischen Anwaltspostfach 
der Ver!e

1 
ig~ tbindung~antrag von der Erscheinungspflicht des Betr. zur 

(beA) emt df ng der um 16:58 Uhr bei dem elektronischen Gerichts- und 
Hauptver an u tfa~h (EGVP) des AG Frankfurt a. M. einging. Der Antrag 
Verwaltun~s~o;020 um 7:19 Uhr ausgedruckt, über die Hauspost verteilt 
wurde a~h · d. • e Geschäftsstelle am 9.6.2020. und erre1c te 1 
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Nachdem der Betr. im Hauptverhandlungstermin a~sgeblieben war, hat das 
AG Frankfurt a. M. mit Urteil vom 5.6.2020 den Emspruch des Betr. ohne 
Verhandlung zur Sache gemäß§ 74 Abs. 2 OWiG verworfen. Nach d~n Fe_st-
stellungen des AG war der Betr. nach 73 Abs . ) OWiG zum Erschemen 1m 
Termin verpflichtet gewesen, da er kernen Entbmdungsantrag gestellt hat. 
Die gegen dieses Urteil gerichtete Rechtsbeschwerde des Betr. wurde zu-
rückgewiesen. 

Aus den Gründen: II .. . . Die Rechtsbeschwerde ist a~-
lerdings unbegründet, da es nic_ht ~u ein~r Verletzung rechtb-
chen Gehörs infolge gesetzeswidnger Emspruchsverwerfung 
nach § 74 Abs. 2 OWiG gekommen ist. 

1. Ein Entbindungsantrag nach § 73 Abs. l OWiG sp~rrt 
im Falle des Vorliegens der Entbindungsvoraussetzungen eme 
Entscheidung ohne Verhandlung zur S~che nach §_74 A~s. _2 
OWiG nur dann wenn dessen Kenntnisnahme pflichtwidrig 
unterlassen wurde. Dies kann dann nicht der Fall sein, wenn 
der Antrag nicht rechtzeitig gestellt wurde (OLG Rostock, 
Beschluss vom 15.4.2015 - 21 Ss OWi 45/15 [Z)], juris). 

2. Der Entbindungsantrag wurde jedoch nicht rechtzei-
tig gestellt. 

a) Bei Beantwortung der Frage, wann ein Entbindungs-
antrag noch als „rechtzeitig" gestellt anzusehen ist, verbietet 
sich jede schematische Lösung. 

Es ist zu prüfen, ob in dem jeweiligen Einzelfall - an-
gelehnt an den Zugang von Willenserklärungen im Zivilrecht 
- unter gewöhnlichen Umständen bei üblichem Geschäftsgang 
und zumutbarer Sorgfalt das Gericht von ihm Kenntnis neh-
men hätte nehmen können und ihn deshalb einer Bearbeitung 
hätte zuführen müssen. Die reine Zeitspanne zwischen An-
tragseingang bis zum Hauptverhandlungstennin ist dabei nur 
ein Teilaspekt (OLG Rostock a. a. 0.), wobei in diesem Zusam-
menhang die gewöhnlichen Geschäftszeiten des jeweiligen 
Gerichts nicht außer Acht zu lassen sind (vgl. OLG Bamberg, 
Beschluss vom 30. 10. 2007 - 2 Ss OWi 1409/07, BeckRS 2007, 
19100). Außerdem ist zu berücksichtigen, ob - falls der Kom-
munikationsweg via Fax gewählt wurde - die Telekopie an den 
Anschluss der zuständigen Geschäftsstelle oder an einen all-
gemeinen Anschluss des Gerichts versandt wurde. Im letzte-
ren Fall bedarf es eines Hinweises auf die Eilbedürftigkeit der 
Vorlage an den zuständigen Richter (OLG Bamberg, Beschluss 
vom 23.5.2017 - 3 Ss OWi 654/17, BeckRS 2017, 127442). 

b) Vorliegend war es dem Gericht trotz ordnungsgemäßer 
gerichtsintemer Organisation nicht mehr möglich, den Antrag 
der zuständigen Richterin am AG vor deII?,. Hauptverhandlungs-
termin zur Bearbeitung vorzulegen. Die Ubersendung per beA 
erfolgt an das EGVP, bei welchem es sich um ein zentrales 
Postfach des jeweiligen AG handelt. Die Eingangspoststelle ist 

· für die Annahme, den Druck und die Verteilung der gesamten 
elektronischen Post des AG zuständig. Es kann schon ange-
sichts des Regelungszusammenhangs der Arbeitszeitvorschrif-
ten nicht erwartet werden, dass die Poststelle des Gerichts, wo 
die elektronischen Eingänge in das EGVP ausgedruckt werden, 
regelmäßig nach 17 Uhr und vor 8 Uhr besetzt ist. Der Antrag 
ist jedoch am Vorabend vor dem Hauptverhandlungstermin erst 
um 16:58 Uhr dem EGVP zugeleitet worden und die Verhand-
lung war auf 8: 40 Uhr anberaumt. Damit lagen lediglich knapp 
40 Minuten für die gerichtsinteme Weiterleitung des Schrei-
bens in der üblicherweise zu erwartenden Kernarbeitszeit des 
AG. Dass die notwendigen Arbeitsschritte ohne Weiteres in we-
niger als einer Stunde Arbeitszeit hätten vorgenommen werden 
können, ist gänzlich lebensfremd. Zumindest hätte es wie bei 
der ~urzfristigen Üb_ersendung per Fax an einen allg~meinen 
Genchtsanschluss, emes - ohne Weiteres zumutbaren - Hin-
w~ises auf die Eilbedürftigkeit der Vorlage an den zuständigen 
Richter bedurft. Daran fehlt es. 

c) pa~s die Fr~~e der Rechtzeitigkeit der Antragstellung 
grundsatzhch losgelost von der tatsächlichen Kenntnis des zur 
E~tscheidung berufenen Richters zu bewerten ist, steht dem 
mcht entgegen. Entgegen der Rechtsauffassung der General-
staatsanwaltschaft würde die Unkenntnis der Richterin ledig-
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lieh dann relevant sein, wenn eine Erk_undigung der Amt . 
terin bei ihrer Geschäftsstelle nach obigen Maßstäben z 81:Ch. 
entsprechenden Auskunft hätte führen können (vgl. OLJ Btner 
berg, Beschluss vom 23.5.2017 - _3 ~s OWi 654/17 a. a. 0 am. 
die Geschäftsstelle von der kurzfristigen Ubersendung p \~a 
noch nichts hätte wissen müssen, ist auch für eine Fürer A 
pflichtverletzung der Richterin deshalb nichts ersichtlich~orge. 

Anmerkung 
Auf den ersten Blick überrascht die Entscheidung des OLG . 
Konsequent wird die bisherige Rechtsprechung zum E~IC~t 
dungsantrag nach § 73 Abs. 2 OWiG fortgesetzt. Das Vor tbin-
eines Entbindungsantrags mit den notwendigen Erklä; iegen 
hindert das Gericht nur dann, in der Sache zu verhandeln ungen 
der Entbindungsantrag rechtzeitig gestellt worden ist. Ist dl~~nn 
Fall, kommt es auf die tatsächliche Kenntnis des Gerichts er 
Eingang des Entbindungsantrags nicht mehr an. vom 
Mit rechtsstaatlichen Grundsätzen nur schwer vereinbar ist an 
dings die Aussage des OLG, bei d~r Frag:, wann Rechtzeitigkeit ;r: 
läge, verbiete sich jede sche~a!1sche Losung. Wie soll eine effei. 
tive Wahrnehmun_g von Vert~1d1gungsrechten erfolgen, wenn der 
Lauf von Fristen nicht rechtss1cher aus dem Gesetz zu entnehmen 
ist? Soll es wirklich darauf ankommen, dass vor Antragstellung 
eine nähere Befassung mit den Kernzeiten des jeweils zuständ~ 
gen Gerichts oder am Ende mit de~. Arbeitszeitvorschriften erfolgt, 
um unter Heranziehung der Grundsatze des Zugangs von materiell-
rechtlichen Willenserklärungen die Möglichkeit der Kenntnisnah-
me durch den Spruchkörper abschätzen zu können? De lege lata 
bedarf es dringend einer gesetzlichen Fristenregelung durch den 
Gesetzgeber. Bis dahin sollte auch für schriftliche Entbindungsan-
träge gelten, dass diese nicht fristgebunden sind und noch bis zum 
Beginn der Hauptverhandlung gestellt werden können.1 

Es ist ebenfalls fraglich, ob das OLG an den aus seiner Sicht .ord-
nungsgemäßen Geschäftsgang" der Vorinstanz nicht zu geringe 
Anforderungen stellt. So hätte richtigerweise die Vorinstanz auch 
kurz vor der Hauptverhandlung mit Entbindungsanträgen rechnen 
müssen. Sie unterliegt deshalb eine Nachforschungspflicht 2 Es ist 
der Entscheidung des OLG nicht zu entnehmen, dass der zuständige 
Spruchkörper Bemühungen in dieser Hinsicht auch nur ansatzweise 
unternommen hätte. Weder die Größe des Gerichts noch die inter-
ne Organisation, in die regelmäßig für Dritte schon gar kein Einblick 
möglich ist, können grundsätzlich zulasten des Betroffenen gehen.3 

Besondere Brisanz erhält die Entscheidung des OLG schließlich 
dadurch, dass der Entbindungsantrag durch den Verteidiger über 
EGVP unter Verwendung des besonderen elektronischen Anwalts-
postfachs gestellt worden ist. Die nicht rechtzeitige Weiterleitung 
an den Spruchkörper wird damit begründet, dass der Empfang der 
elektronischen Nachricht bei der zentralen Einlaufstelle des Amts-
gerichts erfolgt sei, diese dort ausgedruckt und dann erst an die zu-
ständige Geschäftsstelle gerichtsintern weitergeleitet worden sei. 
Es erscheint nicht angezeigt, eine für den Betroffenen nachteilige 
Entscheidung auf eben diesen für ihn von außen überhaupt nicht 
erkennbaren und nicht erwartbaren Organisationsablauf zu stüt-
zen. Vielmehr muss er im Regelfall davon ausgehen dürfen, d~SS 
die elektronische Kommunikation zu einer Verkürzung und mcht 
- insbesondere wegen des zusätzlichen Druckvorgangs - zu einer 
Verlängerung der Postlaufzeit führt. Dies gilt insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass der Gesetzgeber mit dem Gesetz zu~ Förderung 
des elektronischen Rechtsverkehrs vom 10.10._2013 und de~ 
Gesetz zur Einführung der elektronischen Akte m der Justiz un 
zur weiteren Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs vom 
5. 7.20175 die elektronische Kommunikation und Di~italisierun5;, 
Deutschland vorantreiben und von Nachteilen befreien wollte .. h 
elektronische Rechtsverkehr soll in einer Übergangsphase g1~c 
berechtigt neben Postsendungen und Telefax stehen. Ab ehl-
1.1. 2022 soll die elektronische Kommunikation üedenfalls m 
reichen Prozessordnungen, nicht aber in allen Verfahren der . ·n 
ausschließlich zulässig sein. Die Telefaxgeräte sollen su_~essi~~~r 
der Justiz abgeschafft werden. Das darf für den ~erteidi~er n 5_ 
nicht bedeuten, dass er zukünftig noch mehr Zeit fur ~ntbm~u g g 
anträge einkalkulieren muss, weil keine alternative Ubermittlun 
neben der elektronischen mehr verfügbar ist. 
Der Verteidiger hat im Rahmen der Kommunikation über EGV~ -
an_ders als beim Telefax - im Übrigen überhaupt nicht die Möglich· 
ke1t, unmittelbar eine Geschäftsstelle oder sogar einen Richter zu 
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Es wäre vielmehr Aufgabe des Gerichts bzw d L 
• ren f " · f rt' 1 · er an-dressie tienzentren, ur eme so o 1ge e ektronische Zuteil 

~esiustizr~~ischen Nachrichten an die zuständigen Geschäftss~;f 
der elektr ichter anha_nd der verge_?enen A~en~eichen zu sorgen. 
1en bt!'· ~ie elektronische Aktenfuhrung fur die Gerichte derzeit 
zwar ist t verpflichtend (yg1. § ~2 Abs. 1 S. 1 StPO). Arbeitet ein 
noch n1c~ierdings noch mit ~ap1erdokumenten darf dies dem Be-
Gericht a nicht zum -~achte1I gereichen, wenn die elektronische 
trotfenen_ tlon explizit durch den Gesetzgeber gestattet word 
1<ornrnun1kfen müsste man jedem Verteidiger empfehlen, solan:n 
ist. Ans0~5h ausschließlich per Telefax zu kommunizieren O e 

ögllC k h .. d . B" . em wie rn . hen Rechtsver e r wur e em arendlenst erwiesen -~ . ele nder Siegmund, München 
RA Dr. Alexa ~~=---------------

18 Aufl, 2021, OWIG § 73 Rdnr. 4 mit Verweis euf die herrsch d 
/SeiU/Bauer, · en e 

i;6111•' g. 
1 RechtsP,echun NStZ-RR 2017, 26; vgl. auch OLG Hamm, OAR 2006, 522; Krenberger/ 

oLG samnerg. 020 oWiG § 73 Rdnr. 13a. 
2 K'""'"'' 6. Aufl. 2 m a'. a. o. unter Abgrenzung zu KG, Beschl. v. 13.3.2020 _ 3 Ws 50120 Krennel!l•r/Krum . 
3 B(lBl, I, s. 3786, 
l B(lBI, 1, S. 2208, 
5 

pAR-ßinweis: . . . 
. kung zu der Entscheidung von Stemh1lber in der NJW 2021 s. a. die Anmer ' 

1110, 

* 

Art. 93 Ab~- 1 ~r. ~a, 103 ~~s. 1 § 356a Satz 1 
12 pO (Unzuläss1gke1t emer Anhorungsruge der General-

St nwaltschaft nach § 356a StPO) staatsa 
Lediglich der Träger des gru!ldrechtsgleichen Rechts 

h Art. 103 Abs. 1 GG kann die Anhörungsrüge erhe-
~ac Die Generalstaatsanwaltschaft ist im Revisions- und 
R:htsbeschwerdeverfahren indes . nicht „Jedermann" 
i.S.d, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG. (Leitsatz der Redaktion) 
0LG Frankfurt a. M., Beschluss vom 22.9.2020 (1 Ss-OWi 72/20) 
Sachverhalt: I. Der Senat hat durch den Einzelrichter mi~ Beschluss vom 
iI. 3.2020 die Rechtsbeschwerde_der StA gegen das Urteil ?es AG Wies-
baden vom 1.11. 2019, welcher die GStA Frankfurt am Mam beigetreten 
war, verworfen. 
Mit der am 31.3.2020 als „Gegenvorstellung und Anhörungsrüge" eingegan-
genen Zuschrift der GStA macht diese geltend, der Beschluss breche „ohne 
erkennbare Not oder ausreichende Begründung hierfür ... mit einer jahrelan-
gen Praxis der Bußgeldbehörde, der StA, der GStA und der Bußgeldsenate 
des OLG Frankfurt am Main sowie weiterer OLG, ohne sich erkennbar mit 
der hierzu ergangenen Rspr. auseinanderzusetzen". Zudem sei eine Auseinan-
dersetzung mit§ 121 Abs. 2 GVG i. V. m. § 79 Abs. 3 S. 1 OWiG zu vermissen. 
Die GSIA hat deshalb beantragt, in Abänderung des Beschlusses vom 11. 3. 2020 
das angefochtene Urteil im Rechtsfolgenausspruch mit den zugehörigen Fest-
stellungen aufzuheben und die Sache zu erneuten Verhandlung und Entschei-
dung an eine andere Abteilung des AG Wiesbaden zurückzuverweisen. 
Der Senat hat dem Betr. rechtliches Gehör gewährt. 
Die Anhörungsrüge war unzulässig; sie wäre im Übrigen auch unbegründet. 

~erfassungsbeschwe d . 
eine fachgerichtli h r K bei behaupteten Gehörsverletzungen 
schalten. Dadurch s~ ontrolle durch den iudex a quo vorzu-
BT-Ds. 15/3706 S /;~eh das BVerfG entlastet werden (vgl. 
Jahn, in: Jahn/KrehliL"" erfGE l 19, 292, 297; 134, 106, 115 f.; 
schwerde in Straf h offelmann/Güntge, Die Verfassungsbe-

D" sac en, 2. Aufl. 2017, Rdnr. 202 f.). 
. ie Anhörungsrü k n1gen erhoben w d ge ann deshalb lediglich von demje-

~leichen Rechts er eA welcher auch Träger des grundrechts-
1m Revisions- u:~sR rt. 103 Abs. 1 GG ist. Die GStA ist 
„Jedermann" i S d Aechtsbeschwerdeverfahren indes nicht 

. · · · rt. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG. 
i. v. n?1§ ~1r~t~; S~~~ung ~ls Bet~ilig~e (vgl_. §46 Abs. 1 OWiG 
rechtliche Anhö t~ht mc~t hm, eme onginär verfassungs-
Rechtsbeschwer~~!~ ~echttgung d~r StA im R~visions- und 
Beteiligten i. S. d § 35J ~en1 zu begrun~en und sie damit zur 
rungsbere h · · . · StPO aufrucken zu lassen. Anhö-
Betr de ~gtekf ~teihgte sind vielmehr der Beschuldigte oder 
rechti ter nvat ag~r, der Nebenkläger sowie Erziehungsbe-o·· . g G und gesetzliche Vertreter (siehe Remmert, in: Maunz/ 

rundgesetz, Stand: 90. EL 02/2020, Art. 103 Rdnr. 45). 
de . g~h! der Gesetzgeber ausweislich der Begründung zu 
10f mit hck auf den __ BVerf~-Plenumsbeschluss BVerfGE 
li h 395 erlassenen A~orungsrugengesetz wie selbstverständ-

nur v~n der Anhorungsrügenberechtigung des Beschul-
digten sowie des _Nebenkläg~rs aus (s. BT-Ds 15/3706, S. 17 f.). 
Konsequenterweise findet sich auch - soweit ersichtlich - in 
der ~~samten veröffentlichten Judikatur kein einziger Fall einer 
Anhorungsrüge einer (General-) Staatsanwaltschaft. 

W~der der Staat, für den er handelt, noch der Leiter der 
S~_A bei dem Revisionsgericht noch der Dezernent der Be-
horde kann durch einen Gehörsverstoß in eigenen, von der 
Verfassung gewährten materiellen Rechten betroffen sein 
(Remmert, in: ~~unz/Dürig a. a. 0 ., Art. 103 Rdnr. 45). Zu-
dell1;_ besteht bei emer GStA auch keine grundrechtstypische 
Gefahrd~~gsla~e, aus der heraus sich auch juristische Perso-
nen des offenthchen Rechts ausnahmsweise bei Betroffen-
heit bestimmter Grundrechte wie der Wissenschaftsfreiheit 
der P!esse- und Rundfunkfreiheit oder der Religionsfreiheit 
a1;1f die Grundrechte des Grundgesetzes berufen können. Aus 
~iesem Grund kann die StA „bei der Verletzung des recht-
lichen Gehörs ... keine Verfassungsbeschwerde erheben ... , 
denn Art. 19 Abs. 3 GG gilt nicht für den Staat und seine 
Behörden" (so bereits OLG Braunschweig, NJW 1962, 753). 

Da das Recht auf rechtliches Gehör wesentlich im Grund-
satz der Menschenwürde nach Art. 1 Abs. 1 S. 1 GG wurzelt und 
verhindern soll, dass die Obrigkeit kurzerhand über das Recht 
des Einzelnen verfügt und so mit ihm ,,kurzen Prozess" macht 
(vgl. Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Stand: 
48. EL 11/2006, Art. 103 Rdnr. 2 f.), ist bereits die Ausgangslage 

Aus den Gründen: II. 1. Die Einlegung einer Anhö-
rungsrüge nach § 356a StPO durch die GStA Frankfurt am 
Main ist nicht statthaft. 

bei der StA im Gefüge des Revisionsverfahrens eine gänzlich 
andere. Sie unterliegt nicht der Strafgewalt des Gerichts, son-
dern übt diese jedenfalls bei der Rechtskontrolle in Revision 
und Rechtsbeschwerde sogar mit aus (Jahn, in: Jahn/Krehl/Löf-
felmann/Güntge a. a. 0., Rdnr. 85). In der Au±:gabenverteil~g 
zwischen Revisions- und Rechtsbeschwerdegencht und der ihm 
zugeordneten StA ist der vom Gesetz bestimmte Ort, der Rechts-
auffassung der StA bei dem Revisionsgericht Gehör zu verschaf-
fen die Stellungnahme im Revisions- und Rechtsbesch~erde-
verfahren. Diese hat in den Fälle~ des 34~ Abs. 2 S~O 1. V.~-
§ 79 Abs. 3 S. 1 OWiG sogar fü_r die genchtliche Be~nd~g em 

.. Sowohl Telos als auch Entstehungsgeschichte der An-
horungsrüge im Rechtsbeschwerde- und Revisionsverfahren 
stehen einer Einlegung durch eine GStA entgegen. 

a) Die Anhörungsrüge ist ein Instrument, das der Siche-
r~ng des in Art. 103 Abs. 1 GG geschützten grundrech~sglei-
c en Rechts auf rechtliches Gehör dient. Ihr ist es bestimmt, 
~~l~nah~sweise eine fachgerichtliche Überprüfung und Ab-
s~h \bei Gehörsverletzungen auch bei rechtskräftigen Ent-
412~ktngen zu ermöglichen (BVerfGE - Plenum - 107, 395, 
Iii ' . erfGE 122, 190 198). Das BVerfG hat die Anhörungs-
ve~ ~m spezifischen K~ntext des strafprozessualen Revisions-
de a I rens, dessen Grundsätze auch für die Rechtsbeschwer-„N;~ ten (§.79 Abs. 3 S. 1 OWiG), deshalb als prozessua~en 
und ~eheif' _bezeichnet (BVerfGE 118, 212, 237 f.) . Ihr Smn 
oder -~~k is~. es, einer durch einen Beteiligten ~rwogenen 

8 Grunden der Fristwahrung - parallel emgelegten 

otentiell entscheidendes Gewicht (vgl. nur_ Hadanutzky_,_ m. KK-
bWiG, 5_ Aufl. 2018, 70 Rd~. 150a). Mit der dort geaußerten 
Rechtsmeinung hat es mdes sem Bewenden. 

b) Ob und ggf. inwieweit außerhalb des Revisions~ und 
R ht b chwerdeverfahrens etwas anders ~elten konnte 

ec e: t ohne weitere Begründung - bei Seebode, JR i~!{ :;4 e 476 und Degenhart, in: Sachs, GG, 8. Au~. 2018, 
Art •103 Rdnr. 1.: ,,prozessual~ Gru~~norm"; a. A. die ganz 
h. M.: Graalmann-Scheerer, m: Lowe/Rosenberg, StPO, 
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